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mit aller Deutlichkeit erkennen, daß die Wirtschafts­
politik der schwedischen Regierung durch planende 
und lenkende Eingriffe in  den Wirtschaftsablauf aut 
eine Steigerung des Produktionsvolumens abzielt, das 
für den Export verfügbar gemacht werden soll.
Nach den Erhebungen des schwedischen Konjunktur­
instituts erreichte die Ausfuhr des Jahres 1949 
mengenmäßig erst etwa das Volumen der Jahre 
1936/38, obgleich sie wertmäßig von einem Jahres­
durchschnitt für 1936/38 in Höhe von 1,8 Mrd. sKr. im 
Jahre 1949 auf 4,2 Mrd. sKr., also um mehr als 100 Vo, 
angestiegen ist. W ährend sich das Produktionsvolumen 
der Industrie von 1935 bis 1949 um 90 "/o ausdehnte, 
ist der mengenmäßige Anteil der Ausfuhr bis zum 
Jahre 1949 hinter dieser Entwicklung also weit zurück­
geblieben. Erst im Jahre 1950 ist die Ausfuhr, ge­
messen an dem Volumen der Jahre 1936/38, auch 
mengenmäßig um etwa 30 “/o angestiegen.
Bei Betrachtung der W ertziffern der Außenhandels­
statistik der letzten Jahre, die im Vergleich zu der 
mengenmäßigen Entwicklung der Ausfuhr stark über­
höht erscheinen, ist die beträchtliche Veränderung im 
Preisgefüge und zugleich die W ertminderung der 
schwedischen W ährung infolge Abwertung zu berück­
sichtigen. In jedem Falle zeigen sich erste Erfolge der 
exportfördernden W irtschaftspolitik der Regierung, 
obgleich die Ausfuhrsteigerung des Jahres 1950 teil­
weise auch konjunkturell durch die Krise in Korea 
bedingt ist.

Schließlich ist noch darauf hinzuweisen, daß die schwe­
dische W irtschaft neben ihrem speziellen Interesse an 
der Ausfuhrsteigerung nach den Dollarländern ihre 
Aufmerksamkeit auch auf solche Gebiete richtet, die 
als Lieferanten w ertvoller Rohstoffe für sie von be­
sonderer Bedeutung sind. Es sind dies folgende Länder: 
Indien, Pakistan, Abessinien, Arabien, Belgisch- 
Kongo, die französischen Kolonien in Afrika und die 
mittelamerikanischen Länder. Die schwedische Ausfuhr 
nach diesen Gebieten hat sich bisher nicht in dem ge­
wünschten Umfang entwickeln können. Eine besondere 
Kommission, bestehend aus Wirtschaftsfachleuten, ist 
daher mit der Aufgabe betraut worden, orientierende 
M arktuntersuchungen in den genannten Ländern vor­
zunehmen. Gleichzeitig w urden Handelsattaches den 
Missionen in den betreffenden Ländern für längere 
oder kürzere Zeit zugeteilt und Handelsfachleute zur 
Durchführung von M arktforschungen dorthin entsandt. 
Das Beispiel Schwedens zeigt, daß seine W irtschaft 
nichts unversucht läßt, um sich in die W eltwirtschaft 
erfolgreich einzuschalten. Als neutrales Land war 
seine Ausgangslage bei Kriegsende ungleich günstiger 
als die der anderen europäischen Exportländer, weil 
der Produktionsapparat seiner hochentwickelten Indu­
strie intakt w ar und es überall in der W elt beacht­
lichen good will genoß. Für die Ausfuhrwirtschaft der 
Bundesrepublik Deutschland mögen die schwedischen 
Bemühungen um die Förderung der Ausfuhr in v ie l­
facher Hinsicht von Interesse sein.

Westeuropäischer Einheitsmarkt für Agrarprodukte?
Dr. Jan Breedvelt, Waarde/Niederlande

„W enn die Waren die nationalen Grenzen nicht 
überschreiten, werden es die Armeen tun.“ 
(A m erikan isd ie  D elegation  beim  I . F . A . P, K ongress 1950)

Die westeuropäische Landwirtschaft, die sich all­
gemein aus einer großen Anzahl verhältnismäßig 

kleiner Betriebe zusammensetzt, weist in ihren Pro­
duktionsverhältnissen erhebliche Unterschiede auf. 
W ährend einige Länder eine traditionell hochstehende 
Landwirtschaft besitzen, haben andere eine nur unvoll­
kommene Rationalisierung durchgeführt. Die aus dem 
Bevölkerungsdruck resultierende Notwendigkeit hoher 
A rbeitsintensität hat ferner zu einem unterschied­
lichen Maß von Spezialisierung und Veredelung ge­
führt. Da für eine extensive Betriebsführung die Mög­
lichkeiten meist gering sind, könnten Getreide und 
sonstige Stapelprodukte bei guter Arbeitsverteilung 
zu geringeren Kosten in anderen Teilen der W elt an­
gekauft werden.

KOSTENFAKTOREN
Das westeuropäische Agrarproblem ist wirtschaftlich 
weitgehend ein Problem der Erzeugungskosten. So ist 
z. B. der für die niederländische Landwirtschaft vorteil­
hafte Unterschied in den Produktionskosten ein wich­
tiges Hindernis für die endgültige Bildung der Benelux- 
Union. Die Unterschiede in den Produktionskosten der

Landwirtschaft in W esteuropa werden von einer A n­
zahl Faktoren bestimmt, deren wichtigste sind:
1. Unterschiede in Klima und Boden;
2. Unterschiedliche Organisation der Landwirtschaft;
3. Technische Unterschiede wie das Maß von Speziali­

sierung, Auslese, Erträge, M ethoden der Betriebs­
führung usw.;

4. Unterschiede in der Agrarpolitik;
5. Unterschiede in den Preisen der Grund- und Hilfs­

stoffe;
6. Unterschiede in Löhnen, Steuern, Sozialabgaben. 
Trotz der Tatsache, daß auch innerhalb jedes Landes 
erhebliche Unterschiede im Klima, vor allem aber in 
der Bodenqualität, Vorkommen, kann meist eine ein­
heitliche nationale Preispolitik durchgeführt werden. 
Das beweist, daß dieser Faktor auch einer einheit­
lichen europäischen Preispolitik nicht im W ege zu 
stehen braucht. Anders ist das jedoch mit den anderen 
Faktoren. Hinsichtlich der Bildung eines europäischen 
Einheitsmarktes für A grarprodukte werden sie eine 
genaue Beachtung beanspruchen. Besonders Punkt 2 
wird sich, wirtschaftlich, als die erheblichste Schwierig­
keit erweisen. Soll in Europa ein agrarischer Einheits­
m arkt Zustandekommen, so wird wenigstens in d ea  
letzten Punkten auf die Dauer ein gewisser Gleich­
klang angestrebt werden müssen. Ein solcher Gleich­
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klang wird jedodi sehr sdiwer zu erreidien sein, 
zumal nidit nur wirtsdiaftlidie, sondern audi soziale 
und politisdie Momente die Agrarpolitik und die land- 
wirtsdiaftlidien Verhältnisse eines Landes bestimmen. 
In seinem Beridit für den Kongreß 1950 des „European 
Movement“ in Rom weist Dr. J. Linthorst Homan an 
Hand eines Beispiels aus der Viehwirtsdiaft darauf 
hin, daß audi in Zukunft die Untersdiiede zwisdien 
den nationalen Landwirtsdiaften sdiwer aufzuheben 
sein werden. Die untersdiiedlidien Produktionskosten 
beruhen einerseits nidit nur aut den Ertragsuntersdiie- 
den je Einheit Produktionsfaktor, während diese Er- 
tragsuntersdiiede sidi ihrerseits nidit aussdiließlidi 
auf natürlidien Ursadien gründen, überdies weisen die 
Sdiätzungen geplanter Zukunftserträge Je Einheit Pro­
duktionsfaktor kaum weniger Untersdiiede auf, als 
dies audi vor dem letzten Krieg der Fall war.
Soll eine (west)-europäisdie landwirtsdiaftlidie Inte­
gration oder nur eine uniforme Agrarpolitik keine 
Chimäre bleiben, so muß sie politisdi und wirtsdiaft- 
lidi begründet sein.. Die politisdien Gründe fügen sidi 
in den Rahmen der angestrebten europäisdien Politik 
ein. W irtsdiaftlidi soll eine soldie Integration oder 
uniforme Politik eine bessere, vor allem logisdiere 
Arbeitsteilung in  Erzeugung und Absatz ermöglidien, 
so daß eine Senkung der Produktionskosten und damit 
eine bessere Versorgung der westeuropäisdien Milli­
onenbevölkerung mit den lebensnotwendigsten Gütern 
herbeigeführt werden könnte.

DER „MANSHOLTPLAN“
Der Kongreß des „European Movement“ in Rom hat 
sidi für den dritten Weg, der eine allgemeine Agrar­
politik der zusammenarbeitenden europäisdien Länder 
anstrebt, entsdiieden, indem er sowohl den vollständi­
gen Freihandel für die europäisdie Landwirtsdiaft wie 
audi Bestrebungen für eine europäisdie Agrarautarkie 
ablehnte. Der Kongreß hat den Gedanken eines „ein­
zigen Agrarm arktes in Europa" als Leitfaden des 
„European Movement" akzeptiert, und alle weiteren 
Besprediungen werden sidi auf die Verwirklidiung 
dieses Gedankens riditen.
W eiter hat der französisdie Landwirtsdiaftsminister 
bekanntgegeben, daß sein Land, nadi der Bildung des 
Kohle- und Stahlpools (Sdiuman-Plan) vorsdilagen 
wird, eine europäisdie Organisation für den M arkt 
von Agrarprodukten zu bilden.
Inzwisdien hat sidi der niederländisdie Landwirt­
sdiaftsminister S. L. Mansholt, selbst praktisdier Land­
wirt, über die Frage der Bildung eines europäisdien 
Einheitsmarktes für Agrarprodukte sehr realistisdi ge­
äußert. Er hält die Bildung eines soldien M arktes „mit 
einem freien Austausdi von landwirtsdiaftlidien Pro­
dukten, einer nur von Nadifrage und Angebot be- 
herrsditen Preisbildung und mit einem möglidist 
wenig reglementierten Außenhandel“ gemäß einer 
Antwortnote an das niederländisdie Parlament wenig­
stens zunädist für unmöglidi. Damit entfernt er sidi 
von dem anderen niederländisdien Plan, dem Aktions­
plan der niederländisdien Regierung (Stikker-Plan), 
der als eine Vervollständigung des Sdiuman-Planes 
gedadit war.

Der „Mansholt-Plan“ kann daher eigentlidi nur die 
Bedingungen für eine Zusammenarbeit der westeuro­
päisdien Landwirtsdiaft enthalten. Diese Landwirt­
sdiaft hat — unter Behauptung oder Verbesserung des 
Lebensniveaus — einen w esentlidien Beitrag zur 
Stärkung der europäisdien W irtsdiaft zu liefern. 
Unumgänglidie Bedingungen hierzu sind — nadi M ans­
holt — erhöhte Erzeugung, Verminderung der Produk­
tionskosten, höhere Leistungsfähigkeit und freier 
Güteraustausdi.
Ein soldies Problem ist n id it nur w irtsdiaftlidier, son­
dern wenigstens in gleidiem Maße politisdier Natur, 
wobei zu bedenken ist, daß beides sidi n id it oder 
kaum trennen läßt. P o l i t i s c h  hält M inister M ans­
holt eine allmählidie Aufhebung der nationalen A grar­
protektion, und zwar unter der Kontrolle eines euro­
päisdien Organs, für eine unentbehrlidie Bedingung 
europäischer Zusammenarbeit. Daneben hält er w i r t - 
s c h a f 111 c h eine Stabilisierung des Preisniveaus für 
landwirtsdiaftlidie Produkte in Europa für notwendig. 
Audi diese soll unter Aufsidit und Führung des ge­
nannten europäisdienOrgans zustandegebradit werden.

AUSSENWIRTSCHAFTLICHE GRÜNDE

Die soziale, w irtsdiaftlidie und politisdie Rolle der 
Landwirtsdiaft ist in den versdiiedenen Ländern 
nidit dieselbe. Trotzdem stempeln die große Anzahl 
der landwirtsdiaftlidien Erwerbstätigen, die Gleidi- 
geriditetheit aller agrarisdien Interessen und das Maß, 
in dem sidi die relativ kleinen Betriebe organisiert 
haben, die Landwirtsdiaft zu einem widitigen Faktor 
für die Bestimmung der nationalen W irtsdiaftspolitik. 
W eldien Stand die Länder unseres Raumes industriell 
audi erreidit haben mögen, die Landwirtsdiaft hat ihre 
w irtsdiaftlidie Entwidclung und Stellung dodi w eit­
gehend mitbestimmt. Da der Stand und die Struktur 
der Landwirtsdiaft weitgehend für den Selbstversor­
gungsgrad eines Landes mit Nahrungsmitteln ver- 
antwortlidi sind, wird die Landwirtsdiaftspolitik zu 
einem erheblidien Teil durdi strategisdie Erwägungen 
beeinflußt. Eine Folge davon ist, daß die Landwirt­
sdiaft eines Staates in ihrer gegenwärtigen Form viel- 
fadi ein Produkt politisdier und w irtsdiaftspolitisdier 
Momente ist und daher nicht immer rationell-wirt- 
sdiaftlidien Ansprüdien entspridit und trotz der öko- 
nomisdien Sinnwidrigkeit in dieser Form bew ahrt wird. 
Es liegt also auf der Hand, daß die Interessen der 
landwirtsdiaftlidien Bevölkerung einen großen Einfluß 
auf die Staatspolitik ausüben, weil man sie nidit un­
gestraft sdiädigen oder vernadilässigen kann und eine 
Förderung dieser Interessen oft geboten erscheint. 
Dies führt häufig zu einer Politik der relativen Abge­
schlossenheit des nationalen Agrarm arktes. Hier aber 
treten die Interessen anderer Länder, die einen über- 
sdiuß an Agrarprodukten haben, in Ersdieinung.
Aus den bisherigen Ausführungen zeigt sidi sdion, 
weshalb die Bildung eines westeuropäisdien Einheits­
m arktes für landwirtsdiaftlidie Erzeugnisse, wenig­
stens zunädist, n id it für möglidi gehalten wird. Sollte 
man aber diese M öglidikeit positiv beurteilen, so 
würde ein soldier M arkt jedodi erst auf lange Sidit 
verw irklidit werden können. Es ist daher sehr wenig

V / 3 9



wahrsdieinlidi, daß die S taaten sidi bereit erklären, 
von aller A grarprotektion abzusehen. Demgegenüber 
empfiehlt M inister Mansholt, wenigstens das zu- • 
lässige Höchstmaß nationalen Sdiutzes unter die Kon­
trolle eines europäischen Organs zu stellen. Dieses 
Maximum w äre dann allmählich herabzumindern. Der 
Zweck solcher Bestrebungen liegt aut der Hand: regu­
lierte Protektion würde zu einem freieren und er­
w eiterten Austauscii von landwirtschaftlichen Pro­
dukten führen können.
Ist damit die wichtigste politisdie Vorbedingung zu 
einer landwirtschaftlidien Integration gegeben, so 
sieht der niederländisdie Landwirtschaftsminister eine 
Preisstabilisierung als wirtschaftliche Voraussetzung 
an. Bei der heutigen Struktur W esteuropas soll ein 
internationaler Preis nicht nur zu einem Ausgleich der 
westeuropäischen Zahlungsbilanz, zur Erhöhung des 
Wohlstandes, zur Steigerung der Erzeugung, zu einer 
vollen und wirtscbaftliciien Beschäftigung der Produk­
tionskräfte sowie zur Erreidiung der höchstmöglichen 
Leistung beitragen, sondern auch eine internationale 
Verhandlungsgrundlage bilden. Es ist ohne weiteres 
deutlich, daß e i n  europäischer Verhandlungspreis das 
nicht alles kann. Denn aus den geschilderten Unter­
schieden zwischen den nationalen Landwirtschaften 
geht schon hervor, daß auch die Bedingungen für eine 
Rationalisierung, die von den Preisen beherrscht wird, 
verschieden sind.
Daher wird vorgeschlagen, daß dieser „europäische 
Verhandlungspreis" nicht das nationale Preisniveau 
für Agrarprodukte bestimmen, sondern nur den Preis 
oder die Preisgrenze bilden soll, zu dem diese Er­
zeugnisse der Länder ausgetauscht und v erre iin e t 
werden sollen.
Wo soll dieser „Verhandlungspreis" liegen? Er kann 
weder von den niedrigsten, noch von den höchsten

Produktionskosten bestimmt werden, wenn e r  seine 
oben erw ähnten Funktionen erfüllen soll. Er soll so­
wohl zur Produktionserhöhung als auch zu w eiterer 
Rationalisierung anreizen. H ier liegt eine Quelle 
großer Schwierigkeiten, denn es ist nicht zu erwarten, 
daß das gewünschte N iveau — über das in  der natio­
nalen A grarpolitik schon soviel Streit herrscht — sich, 
selbst nach Abstimmung der m onetären und sozialen 
Faktoren leicht w ird finden lassen. Es ist nicht aus­
geschlossen, daß man in verschiedenen, oder sogar in 
den m eisten Ländern, einen Ausgleich durch direkte 
Subventionierung würde vornehm en müssen.
Zu erw ähnen ist, daß M inister M ansholt die V erw irk­
lichung seiner Vorschläge nur durch Bildung eines 
europäischen Organs für möglich hält. Die Staaten 
sollen also auch auf diesem Gebiet ihre formal un­
beschränkte Souveränität aufgeben. Das würde auch 
schon darum notwendig sein, weil die westeuropäische 
Einfuhr von konkurrierenden Produkten aus Ländern 
außerhalb dieses Raumes nach diesen Vorschlägen nur 
koordiniert zugelassen werden kann.
W enn auch M inister M ansholt seine Vorschläge selbst 
nur als Bedingungen zu einer wirklichen Integration 
auf dem A grarsektor bezeichnet, so wird es doch deut­
lich, daß der Gedanke eines Gleichgewichtspreises, 
dessen Höhe von der freien W irkung von Angebot 
und Nachfrage abhängig ist, dam it endgültig auf­
gegeben werden muß. Kommt jedoch ein europäischer 
Verhandlungspreis zustande, der nicht von Angebot 
und Nachfrage, sondern von den agrarpolitischen Ziel­
setzungen der einzelnen Länder im wesentlichen be­
stimmt wird, so wird dadurch das eigentliche Ziel 
eines europäischen Einheitsmarktes wiederum gegen­
standslos, weil ein solcher „M arkt“ mit einem w irk­
lichen M arkt w eiter nichts als den Namen gemeinsam 
hätte.

Zukunftsmöglichkeiten der französischen Getreidewirtschaft
Alfred Frisch, Paris

F rankreich ist geographisch die ideale Getreide­
kammer W esteuropas, denn es verfügt über ein 

dem W eizen ungewöhnlich zuträgliches Klima, das 
weder zu feucht noch zu heiß ist, und über aus­
gedehnte Ebenen fruchtbaren Bodens, die gegen Ero­
sion geschützt sind. Die Hauptanbaugebiete befinden 
sich nördlich der Loire,- die höchsten Erträge werden 
im W esten und im Nordosten von Paris erzielt. Die 
Bebauung der w eiten Ebenen südlich der Loire bis 
zum A tlantischen Ozean und dem M ittelmeer wurden 
in  den letzten  Jahrzehnten sehr vernachlässigt, was 
aber ähre spätere produktive Verwertung für den Ge­
treidebau keineswegs ausschließt. Versuchsweise 
konnten bereits in der Nähe des Rhönedeltas Weizen­
erträge von 60 bis 80 dz je  ha erzielt werden.
Zur Beurteilung der M öglichkeiten der französischen 
Getreidewirtschaft muß man neben dem M utterland 
auch d ie nordafrikanischen Gebiete der Französischen 
Union, das heißt Marokko, Algerien und Tunesien be­

rücksichtigen. Diese Landstriche, die einst einen Groß­
teil der Versorgung des Römischen W eltreiches sicher­
ten, beginnen jetzt w ieder als G etreideexporteure in 
Erscheinung zu treten. Ihre Entwicklungsmöglich­
keiten übersteigen diejenigen des M utterlandes, nicht 
zuletzt weil ihr Boden bisher mit ungewöhnlich prim i­
tiven M ethoden bearbeitet wurde und e r  noch große 
Ertragssteigerungen ermöglicht.
Die französischen Getreidestatistiken müssen sowohl 
für -die Anibaufläche wie für den Ertrag mit gewisser 
Vorsicht aufgenommen werden. Es handelt sich weit­
gehend um m ehr oder weniger genaue Schätzungen. 
Die m it der Aufstellung der Statistiken beauftragten 
Beamten sind zw ar fachlich durchaus fähig, sie ver­
fügen jedoch nur über geringe Hilfsmittel und müssen 
sich  hauptsächlich auf 'die m eist sehr ungenauen An­
gaben der Bauern stützen. Der Durchschnittsfranzose 
steht statistischen Erhebungen m ehr als mißtrauisch 
gegenüber, und besonders der Bauer w itte rt hinter
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